
Anzeige

«In meinen Augen ist diese Initiative hochproblematisch», sagt 
 Silvia Schenker. Statt dass sie Hilfebedürftige vor Missbrauch 
schütze, unterstütze sie die Verwandten. Die SP-Nationalrätin ist 
seit 2011 selber bei  einer Kesb in der Abklärung des Erwachsenen-
schutzes tätig und findet: «Die Initianten haben ein falsches Bild 
von dem, was in der Realität abläuft.» Denn da komme es oft vor, 
dass Verwandte nicht ausreichend für die Betroffenen sorgen 
können oder sie gar finanziell ausnutzen. «In vielen Fällen ist eine 
Beistandschaft innerhalb der Familie richtig und wichtig. Wir grei-
fen schon heute nur dort ein, wo das nicht möglich ist.» Massnah-
men würden ausschliesslich dann verfügt, wenn die private Hilfe 
nicht funktioniere. Sie wolle damit nicht sagen, dass stets alle Ent-
scheide richtig seien. Als Kesb-Mitarbeitende müsse man  immer 
reflektieren und sich fragen, ob man einen Fehler gemacht habe. 
Alles in allem leiste die Kesb aber gute Arbeit. «Ein Ja zu der Initiati-
ve verhindert, dass Menschen vor Missbrauch geschützt werden.»
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Er ist der vehementeste Kesb-Kritiker des Landes und Mit         -
initiator der «Kesb-Initiative». 100 000 Unterschriften müssen bis 
 November gesammelt werden, damit das Volk darüber abstim-
men kann. «Wir gehen davon aus, dass wir die Unterschriften 
schaffen», hält Schwander fest. Seine Argumente gegen die Be-
hörde: «Die Kesb entscheidet oft vom Schreibtisch aus, ohne die 
Betroffenen und ihr Umfeld wirklich zu kennen. Sie kann so über 
eine Person, ihren Aufenthaltsort und über ihr Vermögen bestim-
men.» Eine Gefährdungsmeldung, die jeder anonym und kosten-
los einreichen könne, genüge, um die Kesb auf den Plan zu rufen. 
Ein weiteres Problem: «Die Beweislast liegt bei den Betroffenen. 
Nicht die Kesb muss ihnen beweisen, dass sie ins Heim müssen 
oder ihnen das Kind weggenommen werden muss,  sondern sie 
müssen das Gegenteil beweisen.» Die Kesb habe zu viel Macht. 
«Weit mehr Macht als alle anderen Behörden in diesem Land. 
Selbst ein Bundesrat hat nicht so viel Macht.»

Initiative gegen die Kesb
Aktuell läuft die Unterschriftensammlung für die «Kesb-Initiative».  

Sie will die Kompetenzen der Behörde stark einschränken – um 
Hilfebedürftige sollen sich in erster Linie Familienangehörige kümmern. 

Text: Lisa Stutz 

Bi
ld

er
: M

ar
co

 Z
an

on
i, P

D
, B

oe
rje

 M
ue

lle
r

DOSSIER KESB | MM6, 4.2.2019 33


